
Ich denke in dieser Stunde an die in großer Verantwortung ge­
führte nächtliche Debatte der Volkskammer am 22. zum 23. Au­
gust, in der wir den Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des 
Grundgesetzes mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 beschlossen.

Ich denke schließlich an die Verabschiedung des Einigungs­
vertrages in der Tagung der Volkskammer am 20. September. 
Leicht haben wir es uns dabei wahrlich nicht gemacht. Dafür wa­
ren die Probleme, die wir zu lösen hatten, auch zu schwer. Aber 
dennoch sind wir mit großer Mehrheit zu der Überzeugung ge­
kommen: Der Einigungsvertrag ist eine solide Grundlage und 
ein tragfähiges Gerüst für Zusammenwachsen der beiden Teile 
Deutschlands. Der eigentliche Prozeß der Vereinigung aber liegt 
noch vor uns. Wir brauchen dafür nicht nur viel Zeit, sondern 
auch gegenseitiges Verständnis. Es gibt eine Reihe ungelöster 
Fragen, die es notwendig machen, sie erneut im gesamtdeut­
schen Parlament zu prüfen. Auch hier werden wir wieder vor 
schwierige Entscheidungen gestellt. Die Lösung dieser vor uns 
liegenden Aufgaben werden wir finden, wenn wir nicht der Ver­
suchung unterliegen, sie dem Kampf um die Macht unterzuord­
nen. Wir sollten uns davon leiten lassen, was den Aufbruch unse­
rer jungen Demokratie so nachhaltig geprägt hat: der Wille zur 
gemeinsamen Verantwortung und der Einsatz für eine Politik, 
die das Vertrauen der Menschen in die Zukunft stärkt. Dieses 
Vertrauen ist in unseren Gemeinden und Städten durchaus vor­
handen. Aber mit der Freude über die neugewonnene Freiheit 
und die wiedergefundene Einheit verbinden sich auch existen­
tielle Sorgen um den Arbeitsplatz, um Eigentum und Wohnung. 
Diese Sorgen zu vernachlässigen, wäre schädlich, nicht nur für 
uns selbst, sondern auch für den demokratischen Aufbau in un­
serem Teil Deutschlands. Wir werden den Menschen die Sorgen 
nicht nehmen können, wenn ihre Zukunft von sozialer und wirt­
schaftlicher Unsicherheit überschattet wird. Sie brauchen eine 
klare Perspektive, die konkrete Erfahrung des wirtschaftlichen 
Aufschwungs und der sozialen Gerechtigkeit. Ebenso wichtig 
aber ist es, die neugewonnene Freiheit auch zu nutzen, Initiative 
zu ergreifen, jetzt anzupacken und nicht abzuwarten, was von 
oben angeordnet wird.

Über 40 Jahre haben wir unter der fürsorglichen Bevormun­
dung eines Staates gelitten, der alles für uns regelte, und dafür 
dem einzelnen jedes Recht nahm. Nun, da diese Fremdherr­
schaft abgeschüttelt ist, entscheidet nicht mehr ein verordneter 
Lebensplan über unsere Zukunft, sondern die Selbstbestim­
mung und die Selbstverantwortung des einzelnen. In Zeiten des 
Wandels kommt es darauf an, die eigenen Fähigkeiten und Ein­
sichten einzubringen. Wir können dabei auf wertvolle Erfahrun­
gen zurückblicken. Es ist die Erfahrung einer friedlichen Revo­
lution, in der die Menschen aus eigener Kraft sich von der er­
zwungenen Lüge befreiten, in der sie die Freiheit ohne Gewalt 
erstritten.

Diese Revolution war ein Akt demokratischer Selbstbestim­
mung im besten Sinne. Sie ging von den Menschen aus, die die 
Politik zu ihrem Anliegen machten, indem sie die Chance zur 
Freiheit nutzten, indem sie den offenen Dialog forderten und 
sich für eine friedliche Regelung von Konflikten einsetzten. Die 
neuen Bürgerbewegungen haben an dieser Revolution von un­
ten einen entscheidenden Anteil. Am Runden Tisch haben sie 
auf eindrucksvolle Weise in einer schwierigen Zeit den demokra­
tischen Neubeginn in unserem Land mitgestaltet. Wir haben in 
Erinnerung gerufen, daß die Selbstbestimmung und Selbstver­
antwortung immer im eigenen Lebenskreis beginnt. Sie haben 
bewußtgemacht, daß Wandel sich nur einstellen wird, wenn wir 
selbst dazu beitragen. Letzten Endes leben die Freiheit und die 
Rechte auf ein menschenwürdiges Dasein, auf Gerechtigkeit 
und Solidarität von dem, was wir selbst daraus machen. Diese 
Rechte verkümmern, wenn wir sie nur als Ansprüche gegenüber 
dem Staat einfordern. Wir selbst müssen das Leben aufrichten - 
in unserem eigenen Innern, im Verhältnis zu unseren Mitmen­
schen und Nachbarn, im Verhältnis zu unserer natürlichen Um­
welt.

Was wir als Erfahrung aus unserer friedlichen Revolution 
auch hinübernehmen in die Einheit, ist die Freiheit zur Wahrheit 
aus eigener Kraft. Sie bestärkt uns nicht nur in unserem Zutrau­

en, sondern auch in der Notwendigkeit, die Akten der Vergan­
genheit als einen Teil unserer Geschichte anzunehmen und auf­
zuarbeiten. Wie wichtig dies ist, aber wie schwierig zugleich, ha­
ben gerade die zurückliegenden Wochen und insbesondere die 
Tagung am letzten Freitag gezeigt.

Einerseits sollen der Erhalt und die Nutzung der Stasi-Akten 
dazu dienen, Unrecht zu benennen und den Opfern Recht und 
Entschädigung zukommen zu lassen. Andererseits haben wir er­
fahren müssen, wie die gleichen Akten aus Opfern Täter mach­
ten und die Wahrheit über die wirklichen Täter verschleierten. 
Diese Akten der Vergangenheit werden uns noch für eine unab­
sehbare Zeit in die Zukunft begleiten, aber sie dürfen diese Zu­
kunft nicht auf Dauer belasten.

Wo Unrecht geschehen ist, muß Unrecht benannt werden. 
Doch so, wie wir das Recht achten wollen, so müssen wir uns vor 
Selbstgerechtigkeit hüten, um nicht neues Unrecht zu schaffen. 
Nur dann werden wir der Gerechtigkeit ihren Weg bahnen, wer­
den wir uns von den Belastungen der Vergangenheit befreien 
und dem inneren Frieden einen Dienst leisten.

Diese Vorgeschichte ist nur ein Bereich, der uns noch im ver­
einten Deutschland trennt. Wir sind in den vergangenen Jahren 
in beiden Teilen von ganz unterschiedlichen Lebens- und Erfah­
rungswelten geprägt worden. Jetzt, wenn wir zusammenwach­
sen, werden diese Unterschiede deutlicher als zuvor. Morgen 
wird die staatliche Einheit vollendet. Mit der Einheit in unseren 
Köpfen und Herzen stehen wir jedoch noch am Anfang unser«' 
Vereinigungsprozesses. \_-

Viel Geduld und Einfühlungsvermögen auf beiden Seiten wer­
den notwendig sein, damit keine Seite Schaden nimmt, damit al­
te Gräben zugeschüttet werden und neue nicht entstehen kön­
nen.

Was wir von unserer Seite mitnehmen wollen aus der Zeit un­
seres demokratischen Neubeginns, ist die Hoffnung auf bessere 
menschliche Beziehungen, ist die Achtung vor dem Andersden­
kenden, ist der Respekt vor der unveräußerlichen Würde des 
Menschen und seiner Individualität. Darauf hoffen wir nicht 
nur, darauf wollen wir uns auch verpflichten. Die Maßstäbe da­
für müssen wird selbst finden, indem wir unsere Herzen öffnen, 
nicht gleichgültig nebeneinander leben, sondern uns gegensei­
tig annehmen und helfen.

Gerade gegenüber unseren ausländischen Mitbürgern sind 
wir hier gefordert. Wir wollen nicht neue Mauern aufbauen, un­
ter deren Lasten wir in der Vergangenheit selbst so gelitten ha­
ben.

Meine Damen und Herren! In dieser letzten Sitzung der Volks­
kammer werden sich nun unsere Wege wieder trennen. Di 
einen werden in ihren privaten Beruf zurückkehren, die anderen— 
wird die Politik von neuem fordern - in Gemeinden, in Städten 
und in Ländern. Für 144 Abgeordnete ist dieser Abschied mit der 
Übernahme eines Abgeordnetenmandats im ersten gesamtdeut­
schen Parlament verbunden.

Wo immer Sie Ihr Weg hinführen mag, ein reicher Schatz an 
Erfahrungen wird Sie dabei begleiten, neue Herausforderungen 
werden sich stellen. Ich wünsche Ihnen auf diesem Weg von gan­
zem Herzen Glück und Erfolg. Vielen Dank.

(Starker Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Meine Damen und Herren! Mit diesem Schlußwort der Präsi­
dentin der Volkskammer ist die 38. Tagung der Volkskammer 
und damit unsere letzte Tagung des ersten frei gewählten Parla­
ments der DDR beendet. Danke schön.

(Ende der Tagung: 18.45 Uhr)
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